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SCHRIFTLICHE ANFRAGEN

NACHGEHAKT | Abgeordnete fragen, Ministerien antworten

Glyphosat ist das meistverkaufte Un-
krautvernichtungsmittel der Welt. Be-
kannt ist es vor allem unter dem Mar-
kennamen „Roundup“ von Monsanto.
Das Herbizid ist laut Krebsforschungs-
agentur der Weltgesundheitsorganisation
wahrscheinlich krebserregend beim
Menschen – und trägt maßgeblich zum
Artensterben in der Agrarlandschaft bei.
Hans Jürgen Fahn (Freie Wähler) hakte
aus diesem Grund bei der Staatsregie-
rung nach, in welchen staatlichen Behör-
den, Einrichtungen, Betrieben und öf-
fentlichen Anlagen auf den Einsatz von
glyphosathaltigen Pestiziden verzichtet
wird.
 Das Landwirtschaftsministerium ant-
wortet, die Staatsbauverwaltung verzich-
te beim Unterhalt der von ihr verwalte-
ten Straßen und beim staatlichen Hoch-
bau vollständig auf den Einsatz von gly-
phosathaltigen Unkrautvernichter. Die
Verwaltung der staatlichen Schlösser,
Gärten und Seen habe Glyphosat im Au-
gust 2016 dauerhaft verboten. Regierun-
gen, Verwaltungsgerichte, polizeiliche
Liegenschaften und staatliche Feuer-
wehrschulen würden „im weit überwie-
genden Teil“ darauf verzichten, gleiches
gelte für das Landesamt für Maß und
Gewicht sowie die Dienststellen der
Eich- und Beschussverwaltung. Im baye-
rischen Justizvollzug werden ebenfalls
„soweit wie möglich“ keine glyphosat-
haltigen und sonstigen Pflanzenschutz-
mittel ausgebracht.
 Nicht vollständig auf Glyphosat verzich-
ten wollen zwei bayerische Hochschulen.

Welche, schreibt das Ministerium nicht.
Sie „sind aber auf intensiver Suche nach
geeigneten Ersatzmitteln“, heißt es in der
Antwort. Die Hochschule Weihenste-
phan-Triesdorf kann den Einsatz von Gly-
phosat nicht generell ausschließen, solan-
ge glyphosathaltige Produkte nicht verbo-
ten sind. Grund: Es müsse „der aktuelle
Standard in Forschung und Lehre abge-
bildet werden“, so das Landwirtschafts-
ministerium.
 Laut Staatsregierung hat die Landesan-
stalt für Landwirtschaft dieses Jahr auf
eine glyphosatfreie Bewirtschaftung um-
gestellt. Auf den Nichtkulturlandflächen
der 47 Ämter für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten (ÄELF) würden eben-
falls weder glyphosathaltige noch andere
Unkrautvernichter angewendet. Zwei
ÄELF greifen allerdings auf gärtnerisch
genutzten Flächen auf ein Molluskizid
zurück. Das ist ein chemisches Mittel,
das Weichtiere tötet – insbesondere
Schnecken. Sechs ÄELF setzen Pflan-
zenschutzmittel auf Versuchsflächen ein,
davon fünf auch glyphosathaltige Pro-
dukte.
 Die Immobilien Freistaat Bayern
(IMBY) wird laut Landwirtschaftsminis-
terium künftig auf die Verwendung von
glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln
verzichten. Gleiches gelte für das Unter-
nehmen Bayerische Staatsforsten bei der
Waldbewirtschaftung.
FW-Abgeordneter Fahn fordert, Glypho-
sat bundesweit zu verbieten und rasch
Alternativkonzepte für die Landwirt-
schaft zu entwickeln. > LOH
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schenverachtenden Aussagen
nicht früher gelöscht wurden.

Der Post sei auf ein „reges Inte-
resse“ gestoßen, so das Innenmi-

nisterium. „In der ersten 24 Stun-
den wurden bereits 4400 Likes und
über 3670 Kommentare regis-
triert.“ In Spitzenzeiten wurde bis
zu 500 Mal pro Stunde kommen-
tiert – teils auch sehr lang. Daher
war es dem Polizeipräsidium Ober-
pfalz laut dem Ressort von Innen-
minister Joachim Herrmann (CSU)
nicht möglich, alle „minuten-
gleich“ zu sichten. „An dieser Stelle
stößt auch eine Moderation an ihre
Grenzen.“ Dennoch sei es gelun-
gen, Kommentare mit augen-
scheinlich strafbarem Inhalt „zeit-
nah“ zu verbergen.

Erst am 23. Januar – und damit
zehn Tage nach dem Post – waren
laut Ministerium alle Kommentare

geprüft. Etwa 1800 Kommentare –
das entspricht rund 29 Prozent –
mussten verborgen werden. Knapp
150 wurden für eine eingehendere
Prüfung verborgen und mittels
Screenshot gesichert. „In Zusam-
menarbeit mit der Staatsanwalt-
schaft Regensburg wird eine straf-
rechtliche Bewertung dieser Kom-
mentare durchgeführt“, schreibt
das Herrmann-Ressort. Unter den
mutmaßlichen Gewalttätern war
übrigens schlussendlich nur ein
Ausländer, alle anderen Tatver-
dächtigen waren Deutsche.
> DAVID LOHMANN

in Bayern willkommen.“ Dies kom-
mentiert Tasdelen so: „Die Staats-
regierung ringt sich gerade mal ei-
nen Satz ab. Dabei ist die Antwort
komplett inhaltslos. Es ist bezeich-
nend, irgendwie aber auch nicht
überraschend, dass Herr Söder kei-
ne stichhaltige Begründung für sei-
ne unsinnige Aussage liefern kann.
Er wollte mit der unsinnigen Aus-
sage vom ‚echten Bayer am Mari-
enplatz’ mal wieder nur Stimmung
machen.“ Das sei ziemlich „ausg-
schamt“, wie ein echter Bayer wohl
sagen würde, so Tasdelen. Touris-
ten geben in Bayern jedes Jahr rund
31 Milliarden Euro aus. Über
560 000 Personen im Freistaat le-
ben vollständig vom Tourismus.

Hasskommentare: Polizei
löscht erst nach zehn Tagen

Das Social-Media-Team des Po-
lizeipräsidiums Oberpfalz postete
im Januar auf seiner Facebookseite
einen Beitrag über Angriffe auf Po-
lizeibeamten von Ausländern. „In
der Folge kam es zu einer massiven
Flut an Hasskommentaren, darun-
ter auch solche mit möglicherweise
strafrechtlich relevanten Inhal-
ten“, schreibt Claudia Stamm
(fraktionslos). Diese Kommentare
seien tagelang online gewesen und
erst auf massiven Hinweis von Au-
ßen entfernt worden. Die Abgeord-
nete hakte daher bei der Staatsre-
gierung nach, warum die men-

jährigen Flüchtlingen sei deren
Identität bereits geklärt. Die Kon-
trollen würden das Vertrauen in die
Einrichtungen untergraben, wenn
man den jungen Flüchtlingen un-
terstelle, sie seien Illegale oder
Straftäter. „Bei den jungen Ge-
flüchteten kommen außerdem Er-
innerungen an traumatisierende
Erlebnisse im Herkunftsland
hoch.“

SPD: Wie sieht ein echter
Bayer aus, Herr Söder?

Am politischen Aschermittwoch
sagte Markus Söder (CSU) in der
Passauer Dreiländerhalle: „Am
Münchner Marienplatz trifft man
selten einen echten Bayer“. Arif
Tasdelen (SPD) wollte anlässlich
dieser Äußerung wissen, wie für
Söder ein echter Bayer aussieht.
„Mich würde interessieren, woran
Herr Söder denn einen echten Bay-
ern erkennt. Geht er zu jedem ein-
zelnen hin und fragt ihn? Oder ist
er Hellseher und kann auch bei
Leuten, die nicht unbedingt Leder-
hose und Dirndl tragen, wissen,
dass sie nicht aus Bayern kom-
men?“, fragte er. Außerdem inte-
ressierte er sich dafür, ob es Söder
als störend empfindet, wenn nicht-
bayerische Touristen in München
Urlaub machen.

Die Antwort der Staatsregierung
fiel knapp aus: „Touristische Besu-
cher aus dem In- und Ausland sind

diskriminierend“, schimpft Chris-
tine Kamm (Grüne). Sie wollte da-
her wissen, wie viele Razzien in
Asylbewerberheimen durchge-
führt wurden und inwieweit da-
durch die Sicherheit verbessert
werden konnte.

Laut Innenministerium gab es
von Januar bis September letzten
Jahres in ganz Bayern insgesamt
197 Kontrollaktionen – davon
sechs in Einrichtungen für minder-
jährige unbegleitete Flüchtlinge.
Die Razzien dauerten zwischen 20
Minuten und 4,5 Stunden. 43 fan-
den in der Nacht nach 20 Uhr und
vor 7 Uhr statt. Dabei kamen auch
65 Diensthunde zum Einsatz, die
nach Drogen suchen sollten. Ein
weiterer Grund für die Kontrollen
ist laut Ressort von Innenminister

Joachim Herrmann (CSU): Unbe-
rechtigte in und im Umfeld von Un-
terkünften von Angriffen auf die
Einrichtungen abhalten. Wie das
genau funktionieren soll, wird
nicht erläutert.

Ergebnis der 197 Begehungen:
Insgesamt wurden 63 Straftaten
festgestellt – darunter 24 Verstöße
gegen das Betäubungsmittelgesetz,
18 wegen Hausfriedensbruch und
elf gegen das Aufenthaltsgesetz.
„In einigen Fällen wurden bei Asyl-
bewerbern Identitätsdokumente
aufgefunden, die im Widerspruch
zu den im Asylverfahren angegebe-
nen Personalien stehen. Dies müs-
se noch weiter ermittelt werden.
Ob dadurch Straftaten verhindert
wurden, kann das Ministerium
nicht sagen: „Präventivpolizeili-
ches Handeln und dessen Erfolg
können regelmäßig nicht quantita-
tiv gemessen werden.“

Grünen-Abgeordnete Kamm
überzeugt das nicht: „Auch Träger
von Jugendhilfeeinrichtungen für
unbegleitete minderjährige Flücht-
linge sehen diese anlasslosen Kon-
trollen als schädlich an“, schreibt
sie. In Einrichtungen mit minder-

Brexit bedroht Millionen von
Bayerns EU-Fördermitteln

Jedes Jahr fließen Millionen von
Euro im Rahmen von Förderpro-
grammen der Europäischen Union
nach Bayern. Doch 2020 ist damit
vorerst Schluss. Da durch den Aus-
tritt Großbritanniens der dritt-
größte Nettozahler der Europäi-
schen Union ausfällt, stehen die
Zahlungen auf dem Prüfstand. EU-
Haushaltskommissar Günther
Oettinger (CDU) kündigte in die-
sem Zusammenhang Kürzungen
an. Bei Klaus Adelt (SPD) schrill-
ten da die Alarmglocken, denn be-
troffen ist vor allem der ländliche
Raum. Der Abgeordnete fragte bei
der Staatsregierung nach, welche
Projekte in welchen Regionen des
Freistaats derzeit EU-Fördermittel

erhalten.
Das Wirtschaftsministerium

schreibt, zwischen 2014 und 2020
flössen fast 460 Millionen Euro im
Rahmen der Struktur- und Regio-
nalförderung in den Freistaat. Das
Gros davon geht über den Europäi-
schen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) in Projekte, die
der Schaffung von Arbeitsplätzen
dienen und zur wirtschaftlichen
Stärkung der Regionen beitragen.
358 Projekte werden bayernweit
mit rund 255 Millionen Euro auf
diese Weise in der aktuellen För-
derperiode unterstützt. Zusätzlich
wird mit 103 Millionen Euro allein
auf bayerischer Seite die grenz-
übergreifende Zusammenarbeit
mit Tschechien finanziell geför-
dert, 54 Millionen fließen in die
bayerisch-österreichische Grenz-
region und knapp 40 Millionen in
Richtung Alpenvorland und Bo-
densee. Mehr als acht Millionen
Euro gehen außerdem in umwelt-
politische Maßnahmen.

An ein Ende der Förderpolitik
glaubt das Ministerium nicht. Auf
der Konferenz zum künftigen Fi-
nanzrahmen im Januar dieses Jah-

Asylrazzien, Hasskommentare, EU-Fördermittel

res habe EU-Haushaltskommissar
Oettinger zwar von Kürzungen im
Bereich der Kohäsionspolitik ge-
sprochen – diese sollen aber maß-
voll ausfallen, heißt es in der Ant-
wort. „Auf Basis dieses Sachstands
geht die Staatsregierung davon aus,
dass der Freistaat Bayern auch post
2020 weiterhin Teil der Kohäsions-
politik sein wird.“ SPD-Abgeord-
neter Adelt teilt diesen Optimismus
nicht. „Tatsache ist doch, dass etwa
zwölf Milliarden Euro fehlen wer-
den und das zu Kürzungen der För-
dermittel für den ländlichen Raum
führen wird.“ Adelt fordert die
Staatsregierung daher auf, Maß-
nahmen zu ergreifen, um Förder-
ausfälle zu verhindern.

Flüchtlingsunterkünfte: 197
Razzien in neun Monaten

Seit Januar 2017 dürfen Polizis-
ten in Bayern verdachtsunabhän-
gig Kontrollen in Flüchtlingsunter-
künften durchführen. „Diese seit-
her mit erheblichem Polizeiaufge-
bot unter Mitnahme von Hunden
wiederholt durchgeführten anlass-
losen Durchsuchungen des priva-
ten Wohnumfelds von Geflüchte-
ten sind unverhältnismäßig, belas-
tend, integrationshemmend und

Polizeirazzien
mit Hunden bei
minderjährigen
Flüchtlingen
sind „schäd-
lich“, meint
Christine Kamm
(Grüne). BSZ

Der Marienplatz, wie ihn sich Markus Söder wünscht: mit Bayer. DPA

Stein des Anstoßes: Der Post des Po-
lizeipräsidiums Oberpfalz. BSZ

Warum wurden
menschenver-
achtende Aus-
sagen nicht frü-
her gelöscht?,
fragte Claudia
Stamm (frakti-
onslos). H. STAUDT

Seit 2017 sind in Asylunterkünften
anlasslose Kontrollen erlaubt. DPA

Bayern erhält
zwischen 2014
und 2020
knapp 460 Mil-
lionen Euro aus
Brüssel, erfuhr
Klaus Adelt
(SPD). BSZ

Die EU fördert das Alpenvorland...

...und die Bodenseeregion mit 40
Millionen Euro. FOTOS DPA

37 Millionen Touristen haben 2017
den Freistaat besucht. FOTO DPA


